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send aufgearbeitet und zahlreiche Empfeh-
lungen formuliert, wie vergleichbare Fehler 
in der Kreisverwaltung künftig vermieden 
werden können.  

Während das Innenministerium des Landes 
nun prüft, inwieweit die Voraussetzungen 
für ein mögliches Disziplinarverfahren ge-
gen die Landrätin vorliegen, sollte der Kreis-
tag aus diesen Erkenntnissen zügig die 
ersten politischen Konsequenzen ziehen. 
Das breite Einvernehmen im Kreistag un-
terstreicht, dass es dabei nicht um Par-
teipolitik geht: Alle Fraktionen verbindet 
das gemeinsame Ziel, die Kreisverwaltung 
organisatorisch weiterzuentwickeln und das 
Vertrauen in ihre Arbeitsabläufe nachhaltig 
zu stärken. 

 

So sollen unter anderem das Berichtswe-
sen weiterentwickelt, klare Kriterien für 
berichtspflichtige Vorgänge geschaffen und 
das Rechnungsprüfungsamt organisato-
risch gestärkt werden. Gleichzeitig gab der 
Kreistag bewusst verbindliche Fristen vor, 
innerhalb derer entsprechende Konzepte 
vorzulegen sind. Damit machte die Politik 
deutlich, dass sie die begonnenen Verän-
derungen eng begleiten und ihre Umset-
zung konsequent einfordern wird. 

Für die CDU-Kreistagsfraktion ist das ein 
wichtiger Schritt. Der Abschlussbericht hat 
wertvolle Hinweise gegeben, wie Struktu-
ren verbessert und Risiken künftig früher 
erkannt werden können. Jetzt kommt es 
darauf an, diese Empfehlungen mit Leben 
zu füllen. Der Kreistag hat hierfür den 
politischen Rahmen gesetzt. Die Abgeord-
neten erwarten, dass die Landrätin die be-
schlossenen Aufträge dem vorgesehenen 
Zeitplan entsprechend umsetzt und dem 
Kreistag die angekündigten Konzepte frist-
gerecht zur Beratung vorlegt. 

 

Kreistag arbeitet „Behördenskandal“ auf  

Die Medien berichteten von einem „Behör-
denskandal in der Pinneberger Kreisver-
waltung“. So weit will der NewsLetter nicht 
gehen, aber dessen ungeachtet droht dem 
Kreis immerhin ein Verlust von bis zu 6,8 
Mio. Euro, vom Imageverlust und den Ko-
sten des Abschlussberichts zur Aufarbei-
tung der unterbliebenen Kostenerstattun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz abgesehen. 

Zu den zentralen Aufgaben des Kreistages 
gehört es, die organisatorischen Rahmen-
bedingungen für eine leistungsfähige und 
verlässliche Verwaltung mitzugestalten. 
Wo Schwachstellen erkannt werden, darf 
das nicht folgenlos bleiben. Die Politik 
muss deshalb die richtigen Leitplanken set-
zen, Transparenz einfordern und sicher-
stellen, dass notwendige Veränderungen 
nicht nur angekündigt, sondern auch um-
gesetzt werden. 

Zur Kreistagssitzung am 24. Juni hatten 
CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
deshalb gemeinsam einen Antrag auf 
Grundlage der Handlungsempfehlungen 
aus dem Untersuchungsbericht gestellt, 
der zum Ziel hatte, daraus zentrale Emp-
fehlungen zur Aufarbeitung der unterblie-
benen Kostenerstattungen in konkrete Ar-
beitsaufträge zu überführen. 

Mit der Vorstellung des Berichtes im 
Hauptausschuss war bereits ein wichtiger 
Meilenstein erreicht: So hatte die unab-
hängige Untersuchung unter Leitung des 1. 
stellvertretenden Landrats Justus Schmitt 
(CDU) die Ursachen des Vorgangs umfas- 
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Liebe Leserinnen und Leser, 

in der Sitzung des Kreistages am 24. Juni wurde 
über einen Antrag beraten, der nicht nur eine 
technische Anpassung der Verwaltungsstruk-
turen im Kreis Pinneberg darstellt. Es ging auch 
um eine grundlegende Konsequenz aus einem 
Vorgang, der deutlich vor Augen geführt hat, 
dass die bisherigen Kontroll- und Informations-
wege nicht ausreichen. Und es ging darum, 
dass der Kreistag sicherstellen wollte, dass sich 
ein solcher Fall nicht mehr wiederholen kann. 
 

Der gemeinsame Antrag von CDU, SPD, Grünen 
und FDP ist deshalb kein Routinebeschluss. Er 
ist eine klare politische Antwort auf struktu-
relle Defizite, die nicht länger hinnehmbar 
sind. Es hat sich gezeigt, dass die Führung der 
Kreisverwaltung mit mehr als 1.400 Mitarbei-
tenden eine komplexe Aufgabe ist und es 
deshalb einer offenen Kommunikationskultur 
innerhalb aber auch gegenüber der Politik 
bedarf. Der Kreistag hat deshalb in großer 
Geschlossenheit dem Antrag von CDU, SPD, 
FDP und Grünen insofern zugestimmt, dass in-
terne Abläufe, Verantwortungsstrukturen und 
das Controlling künftig nachhaltig verbessert 
werden müssen. 
 

Dafür bedarf es dringend eines neuen Land-
rats, der sein Amt mit Leib und Seele ausübt 
und dem alle Fraktionen vertrauen können. 

 

Mit herzlichen Grüßen  
 

 
Britta Krey 
Fraktionsvorsitzende 
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Höhepunkte der Kreistagssitzung am 24. Juni 

Jeweils zur Finanzierung der Familienbildungs-
stätten und der Aufsuchenden Familienarbeit 
haben CDU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
einen gemeinsamen Antrag gestellt: Die für das 
Haushaltsjahr 2026 eingestellten Sperrvermerke 
zur Förderung dieser Leistungen sollen aufge-
hoben und alternativ den Familienbildungsstät-
ten für das Haushaltsjahr 2026 eine Grundför-
derung in Höhe von 92.605 Euro sowie ein 
Aufstockungsbetrag von 40.000 bewilligt werden. 

Die Träger der Aufsuchenden Familienarbeit (Frühe 
Hilfen) sollen eine Grundförderung in Höhe von 
296.960 Euro sowie einen Aufstockungsbetrag in 
Höhe von 75.000 Euro erhalten. Die geltenden 
Verträge sind dementsprechend um 1 Jahr zu 
verlängern. Gleichzeitig sind die neuen Leistungs-
verträge für die Familienbildungsstätten und die 
Aufsuchende Familienarbeit im 1. Quartal 2026 
zu überarbeiten. 

Die Antragsteller erkannten die Einsparbemü-
hungen der Träger ausdrücklich an und ver-
sicherten, dass sie sich trotz der absehbar kri-
tischen Finanzsituation des Kreises weiter für 
den Erhalt der präventiv wirkenden Arbeit der 
Familienbildungsstätten und der Aufsuchenden 
Hilfen einsetzen werden. Das bedeute aber auch, 
dass die vorliegenden Vertragsentwürfe noch 
einmal kritisch auf ihre lnhalte hin überprüft und 
überarbeitet werden rnüssten. 

In seiner Rede zu diesen Anträgen hat Ortwin 
Schmidt, der jugendpolitische Sprecher der CDU-
Fraktion betont, dass der Jugendhilfeausschuss 
bereits seit über drei Jahren zu den Verträgen für 
die Familienbildungsstätten und für die Frühen 
Hilfen immer wieder diskutiert und lediglich Ab-
schlüsse für das jeweils nächste Jahr empfohlen 
habe.  

„Dabei wurden die Zuwen-
dungen des Kreises bereits 
erheblich reduziert“, so 
Schmidt. Mit dem Antrag 
vom November 2025 sei 
die Zuwendung dann er-
neut gemeinsam von CDU, 
Grünen und SPD nur für 
ein Jahr beschlossen wor-
den. 

„So wurde auch festgelegt, dass im 1. Quartal 
2026 dann ein Zweijahresvertrag geschlossen 
werden soll. Genau dies setzen wir jetzt mit 
diesen Vorlagen um. Die Konsolidierung zu 
diesen Trägern hat bereits stattgefunden und es 
handelt sich nicht um eine Ausnahme zu dem 
sonstigen Konsolidierungsverfahren“, machte 
Ortwin Schmidt deutlich. 

 
Die Ganztags- und Ferienbetreuung der Kinder 
an den Förderzentren des Kreises ist ins Stocken 
geraten. Der Träger hat die Kreispolitik darüber 
informiert, dass eine Betreuung von 1.4 (ein 
Betreuer auf 4 Kinder) nicht realisierbar sei und 
stattdessen mindestens 1:2, teilweise 1:1 
erforderlich sei. Da zu spät zu wenige Anträge 
gestellt worden seien, würde auch die Nutzung 
der Eingliederungshilfe in der Praxis nicht 
funktionieren. Es drohte die Vertragskündigung 
und damit der vollständige Entfall der Ganztags- 
und Ferienbetreuung an den Förderzentren GE. 

Der Kreistag hat sich des Problems angenom-
men und über Alternativen beraten. Stephan 
Schmidt, schulpolitischer Sprecher der CDU-
Fraktion redet Klartext: 

„Wir beschäftigen uns mit einem ernsten Thema: 
In der Dezembersitzung hat der Kreistag die Aus-
schreibung unter der Nennung von Betreu-
ungsquote und Eingliederungshilfe beschlossen. 
Betreuungsquote und Eingliederungshilfe waren 
zwar nur im Sachstand der Vorlage aufgeführt, 
sie wurden aber in den Ausschreibungstext über-
nommen. Im Frühjahr wurde der Schulausschuss 
darüber informiert, dass die Ausschreibung ein 
gutes Ergebnis geliefert habe.  

Ende Mai/Anfang Juni wurden Probleme an die 
Fraktionen seitens des Ausschreibungssiegers 
herangetragen. Es gab dann auch diverse Mails 
der Verwaltung an die Fraktionen. 

 

In ihren letzten Sitzungen 
wurden der SKS und der 
JHA informiert, dass die 
Betreuung gefährdet sei.  

Das Ganze ist jetzt ein 
echtes Dilemma, ein maxi-
males Chaos, eine echte 
Katastrophe. Ich habe seit 
Kenntnis des Vorgangs 
diverse Gemütszustände 
eines Kommunalpolitikers 
durchlebt:  

Von Entsetzen, über Fassungslosigkeit, Wut, Trau-
er, Ärger – am Ende aber auch das Pflichtgefühl, 
jetzt sofort eine Lösung finden zu müssen. Das ist 
notwendig, weil die Ferienbetreuung nächste Wo-
che startet. Es ist nicht fünf vor zwölf, es ist eher 
halb eins. Wir können und wir dürfen die Eltern mit 
Ihren Kindern jetzt nicht im Regen stehen lassen. 
Es ist auch absehbar, dass eine Lösung nicht bis 
zum Ende der Ferien gefunden sein wird, also 
brauchen wir eine Übergangslösung, bis die ganze 
Thematik aufgearbeitet und ein verlässliches Ver-
fahren zur weiteren Betreuung gefunden ist! Aller-
dings - hier bleiben noch ganz viele Fragezeichen, 
die aufgelöst werden müssen. Wir haben es mit 
einem vielschichtigem Problem zu tun: 

Welche Rolle spielt hierbei der Gewinner der 
Ausschreibung? Hat er falsch angeboten? 

Welche Rolle spielt hierbei die Verwaltung? 

Wann wurde die Regelung zur Bewilligung der 
Eingliederungshilfe verschärft? 

Wann wurden wie durch wen die Eltern bezüglich 
dieser Änderung informiert? 

Wann wurden die Eltern durch wen informiert, dass 
sie im Zweifel für ihr Kind die Eingliederungshilfe 
beantragen müssen? 

Und ganz wichtig: Warum muss eine Woche vor 
Ferienstart, eine Entscheidung über das Knie ge-
brochen werden? Hätte man diese Problematik 
nicht bereits Ende des ersten Quartals erkennen 
müssen? Hätte dann nicht eine Lösung ohne Chaos 
gefunden werden können, die nicht auf dem 
Rücken der Kinder ausgetragen wird? 

All das muss jetzt im Schulausschuss aufgearbeitet 
werden, im JHA und federführend im zuständigen 
SKS (Schule, Kultur und Sport). 

Ich möchte am Ende aber ausdrücklich Oliver 
Carstens von der Verwaltung loben, der in den 
letzten Wochen unermüdlich für eine Lösung des 
Problems gekämpft hat. 

Es geht jetzt auch nicht darum, Schuldige zu su-
chen. Es geht vielmehr darum, dass offenkundig Feh-
ler gemacht worden sind, die sich nicht wieder-
holen dürfen, aus denen gelernt werden muss“!  

 
Stephan Schmidt hat außerdem in einer kurzen 
spontanen Rede zum Thema Schülerbeförderung 
bestätigt, dass die CDU-Fraktion nach wie vor zu 
der 21-Euro-Lösung steht. Die Vorwürfe der 
Unfairness gegenüber Eltern, die zuletzt kostenfrei 
ein Schülerticket für ihr Kind erhalten hatten, wenn 
die Distanzvorgaben zur Schule eingehalten 
wurden, werden zurückgewiesen. Das Schülerticket 
kann jetzt nicht nur zum Weg von und zur Schule 
genutzt werden, sondern auch problemlos in der 
Freizeit verwendet werden. Daher ist es nur fair, 
dass alle Schülerinnen und Schüler dieses Ticket 
zu gleichen Bedingungen erhalten können. 
 

 
Zu Beginn der Kreistagssitzung hat der AfD- 
Abgeordnete Schalhorn mit einem Pfiff versucht, 
die Schallkulisse im Sitzungssaal zu senken. Der 
Kreispräsident hierauf: „Der Flötenschlumpf hat 
gepfiffen, wir fangen jetzt an…“ 

Hans-Peter Stahl (SPD): „Das habe ich eben mit 
dem Schmidt von der CDU besprochen, nicht 
Ortwin Schmidt sondern dem Schmidt aus 
Pinneberg, Stephan Schmidt – bei der CDU heißen 
ja alle Schmidt…“ 
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In einer engagierten und fach-
lich versierten Rede arbeitete 
die CDU-Fraktionsvorsitzen-
de Britta Krey in einem klar 
strukturierten Forderungska-
talog heraus, was die Politik 
künftig von der Verwaltung 
erwartet.  
 

Der erste Schwerpunkt dabei sei die Weiterent-
wicklung des Berichtswesens. So werde die 
Landrätin vom Kreistag beauftragt, innerhalb 
von 4 Monaten einen Entwurf für neue Grund-
sätze des Berichtswesens vorzulegen. Diese 
Grundsätze sollen anschließend im Hauptaus-
schuss beraten und durch den Kreistag be-
schlossen werden. 

„Wichtig ist uns dabei vor allem ein verwal-
tungsübergreifender Ansatz. Künftig sollen nicht 
nur die Verwaltungsleitung, sondern auch die 
Fachbereiche und das Rechnungsprüfungsamt 
quartalsweise und in standardisierter Form be-
richten. Dabei soll nicht nur dargestellt werden, 
was geschehen ist, sondern auch, ob überhaupt 
berichtspflichtige Sachverhalte vorgelegen ha-
ben. Wenn dies nicht der Fall ist, soll auch dies 
ausdrücklich erläutert werden“. 

Ebenso wichtig sei die inhaltliche Weiterent-
wicklung der bisherigen Quartalsberichte. Risi-
ken, drohende finanzielle Belastungen und we-
sentliche Abweichungen müssten künftig klar 
benannt werden. Darüber hinaus wolle man, 
dass Schwellenwerte definiert werden, die fest-
legen, ab wann der Kreistag zwingend informiert 
werden müsse, so Krey. 

Der zweite Schwerpunkt sei die Einführung 
eines Katalogs berichtspflichtiger Vorgänge. 
Auch hierfür solle die Landrätin innerhalb von 
vier Monaten einen Vorschlag vorlegen. Ziel sei 
es, eindeutig festzulegen, welche Vorgänge 
zwingend den politischen Gremien vorzulegen 
sind. Maßgebliche Kriterien sollen dabei die 
finanzielle Tragweite, die strategische Bedeu-
tung und mögliche Reputationsrisiken sein.  

„Darüber hinaus erwarten wir, dass die finanzi-
ellen Auswirkungen wesentlicher Entscheidun-
gen zukünftig frühzeitig und vor ihrer Umset-
zung transparent dargestellt werden. Das betrifft 
die Auswirkungen auf den Haushalt ebenso wie 
auf das Jahresergebnis und die weitere Haus-
haltsplanung“. 

Ein dritter wesentlicher Baustein des Antrages 
sei die Neuausrichtung des Rechnungsprü-
fungsamtes. Aus Sicht der CDU-Fraktion sei das 
eine unverzichtbare Voraussetzung für eine 
funktionierende kommunale Selbstverwaltung. 

„Deshalb legen wir fest, dass die Aufarbeitung 
der bestehenden Rückstände bei den Jahresab-
schlussprüfungen künftig Vorrang haben soll. 
Unser Ziel ist klar: Wir wollen, dass die Rück-
stände soweit aufgearbeitet werden, dass der 
Jahresabschluss eines Haushaltsjahres spätes-
tens bis zum 31. Dezember des Folgejahres 
geprüft wird.“ 

Um dieses Ziel zu erreichen, sollten aus den 
Rückständen mehrere Haushaltsjahre gleichzei-
tig geprüft werden. Auch das Rechnungsprü-
fungsamt solle innerhalb von vier Monaten ein 
Konzept vorlegen, das Aussagen zur Priorisie-
rung der Aufgaben, zur Ressourcenplanung, zur 
Aufarbeitung der Rückstände sowie zur künf-
tigen Prüfungs- und Berichtsstruktur enthalte. 

„Darüber hinaus erwarten wir Vorschläge, ob 
und in welchem Umfang zusätzliche Prüfaufga-
ben sinnvoll übernommen werden können, so 
z.B. eine prüferische Durchsicht der Quartals-
berichte. Dieser Antrag schafft klare Fristen, 
klare Verantwortlichkeiten und klare Erwartun-
gen. Er stärkt die Transparenz, verbessert die 
Informationswege und unterstützt die ehren-
amtliche Selbstverwaltung dabei, Ihre Steue-
rungs- und Kontrollfunktion wahrzunehmen. 

Für die CDU-Fraktion ist das ein wichtiger 
Schritt, um die Verwaltungsstrukturen unseres 
Kreises zukunftsfest weiterzuentwickeln. 
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In der Sitzung des Kreis-
tages legte Antje Harde-
kopf, die hauptamtliche 
Beauftragte für Menschen 
mit Behinderung im Kreis 
Pinneberg ihren Tätigkeits-
bericht vor. Die CDU-
Kreistagsabgeordnete Patri-
cia Burek machte deut-
lich, dass Menschen mit 
Behinderungen und ihre 
Angehörigen oftmals vor 
komplexen Herausforde-
rungen stünden. Sie lobte 
Hardekopfs zahlreiche Be-
ratungen, Gespräche und 
Netzwerkaktivitäten. 

Inklusion gelinge nicht durch einzelne Maßnahmen, son-
dern durch das Zusammenspiel verschiedener Akteu-
re. Der Aufbau tragfähiger Strukturen sei deshalb eine 
Investition in den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
Der Bericht zeige aber auch, dass Barrierefreiheit weit 
mehr als Rampen oder Aufzüge betreffe. Sie umfasse 
verständliche Informationen, digitale Zugänglichkeit, 
Mobilität, Wohnraum, Bildung, Gesundheit und die 
Teilhabe am Arbeitsleben. In all diesen Bereichen gebe 
es noch Verbesserungsbedarf. 
„Genau hier möchte ich einen Punkt besonders her-
vorheben: Den Bedarf an einem Medizinischen 
Zentrum für Erwachsene mit Behinderung – einem 
MZEB. Viele Menschen mit komplexen Behinderungen 
und ihre Familien erleben, dass die reguläre medizi-
nische Versorgung an ihre Grenzen stößt. Lange Wege, 
fehlende spezialisierte Angebote und eine aufwendige 
Koordination verschiedener Fachrichtungen erschwe-
ren die notwendige Behandlung“, so Burek. 
Vor diesem Hintergrund halte die CDU es für sinnvoll, 
sich mit dem Konzept eines MZEB näher zu befassen  
und gemeinsam zu prüfen, welchen Bedarf es in 
unserer Region gibt, welche bestehenden Strukturen 
genutzt werden können und welche Möglichkeiten 
sich für den Kreis Pinneberg ergeben.  
Patricia Burek weiter: „Für die CDU-Fraktion steht da-
bei ein Grundsatz im Mittelpunkt: Jeder Mensch soll 
die Möglichkeit haben, sein Leben selbstbestimmt und 
eigenverantwortlich zu gestalten. Unser Dank gilt der 
Beauftragten für ihren engagierten Einsatz. Frau 
Hardekopf, Sie leisten einen unverzichtbaren Beitrag 
für das Miteinander im Kreis Pinneberg. Lassen Sie uns 
den Tätigkeitsbericht daher nicht nur als Rückblick ver-
stehen, sondern als Auftrag für die Zukunft. Unser Ziel 
bleibt ein Kreis Pinneberg, in dem Menschen mit und 
ohne Behinderung selbstverständlich zusammenleben, 
arbeiten und ihre Zukunft gestalten können“. 

 

 
Der ehemalige Quickborner 
CDU - Kreistagsabgeordnete 
Jörg Bülow hat sich bei der 
Delegiertenversammlung in 
Neumünster aus dem Amt 
als Geschäftsführer des 
Schleswig-Holsteinischen 
Gemeindetages verabschie-
det. Da er sich mehr seinem 
Privatleben widmen wolle, 
habe er sich dagegen ent-
schieden, für eine vierte 
Amtszeit zu kandidieren.  

Der Volljurist, Herausgeber und Autor zahlreicher 
kommunalrechtlicher Veröffentlichungen ist Vater 
zweier Kinder, hat in Quickborn sein Abitur gemacht 
und war von 1987 bis 1999 in der ehrenamtlichen 
Kommunalpolitik, zuletzt als Kreistagsabgeordneter. 
1989 bis 1994 absolvierte er das Studium der Rechts-
wissenschaften in Hamburg und Bonn mit Schwer-
punkt Europarecht, Völkerrecht und Internationale 
Politik. Seit 1. Juni 2004 war er Landesgeschäftsführer 
und Geschäftsführendes Vorstandsmitglied des Schles-
wig-Holsteinischen Gemeindetages in Kiel. Sein Nach-
folger wird Martin Kruse. Dieser tritt das Amt zum 1. 
August an. 

 

Jörg Bülow verabschiedet  

Naturschutz lebt vom Ehrenamt  

Als Folge der Volksabstimmung 1920 regte der 
Schleswig-Holsteiner Bund (heute: Heimatbund 
Schleswig-Holstein) an, die durch die neue 
Grenzziehung zerrissene Verbindung Schleswig-
Holsteins mit der Bevölkerung in Nordschleswig 
(heute: BDN – Bund Deutscher Nordschleswiger) 
aufrecht zu erhalten und den Kontakt durch 
Patenschaften der Kreise, Städte und Gemeinden 
in Schleswig-Holstein für Regionen in Dänemark 
enger zu gestalten. 1926 wurde auf Anregung des  
Pinneberger Landrats Gustav Niendorf die Paten-
schaft des Kreises Pinneberg für die deutsche 
Volksgruppe in Hadersleben und Umgebung be-
gründet. Am 29. August wird dieses 100-jährige 
Jubiläum in Hadersleben gefeiert – eine gute 
Gelegenheit zum gegenseitigen Kennenlernen der 
Akteure. 
 

Am 3. Juni wurde Stephan Kleinschmidt mit 171 
von 199 möglichen Stimmen der Delegierten zum 
Hauptvorsitzenden des Bundes Deutscher Nord-
schleswiger (BDN) gewählt. Er hat sich auf der 
Delegiertenversammlung mit deutlicher Mehrheit 
gegen seine Mitbewerberin Claudia Knauer 
durchgesetzt und vertritt die deutsche Min-
derheit in Dänemark für die kommenden vier 
Jahre.  
 

 
Der ehemalige Pinneberger Kreispräsident 
Burkhard E. Tiemann beglückwünschte Klein-
schmidt. Beide verbindet seit fast 20 Jahren eine 
enge Zusammenarbeit. 
 

 
 

Stephan Kleinschmidt löst Hinrich Jürgensen ab, 
der seit 2007 im Amt war und nicht mehr 
angetreten ist (hier mit Ministerpräsident Daniel 
Günther bei seiner Verabschiedung – unten 
Daniel Günther zwischen Stephan Kleinschmidt 
und der Deutschen Botschafterin in Kopenhagen, 
Anke Meyer).  
 
 

 
 

Am 24. Juni vertrat Burkhard E. Tiemann den 
Kreis Pinneberg bei der jährlichen Abschlussfeier 
der Deutschen Schule in Hadersleben, da zur 
selben Zeit in Elmshorn der Kreistag tagte.  

Das Himmelmoor gehört zu den beeindruckend-
sten Naturräumen im Kreis Pinneberg. Wo bis 
2018 noch Torf abgebaut wurde, entwickelt sich 
heute auf rund 600 Hektar eines der größten 
Hochmoore Schleswig-Holsteins zu einem wert-
vollen Lebensraum für seltene Tier- und Pflan-
zenarten. Zugleich leistet das Gebiet einen wich-
tigen Beitrag zum Klima- und Wasserschutz, zur 
Umweltbildung, Forschung und für viele Men-
schen als beliebtes Ziel zur Erholung. Seit seiner 
Ausweisung als Naturschutzgebiet im Jahr 2022 
steht das Himmelmoor beispielhaft dafür, wie sich 
Landschaften erfolgreich entwickeln und dauerhaft 
erhalten lassen. 

Vor diesem Hintergrund fand Anfang Juni in Quick-
born die 48. Betreuerinnen- und Betreuertagung 
des Landesamtes für Umwelt statt. Neben zahl-
reichen ehrenamtlichen Schutzgebietsbetreuerin-
nen und -betreuern nahmen Vertreterinnen und 
Vertreter aus Naturschutz, Verwaltung und Poli-
tik an der Veranstaltung teil. Für den Kreis Pinne-
berg begrüßte der stellvertretende Landrat Justus 
Schmitt (CDU) die Gäste mit einem Grußwort. 

Im Mittelpunkt stand dabei vor allem der Dank 
an die vielen Ehrenamtlichen, die sich seit Jahren 
mit großem persönlichen Einsatz für den Erhalt 
und die Entwicklung der Schutzgebiete engagie-
ren. Ob bei der Beobachtung seltener Arten, der 
Pflege wertvoller Lebensräume oder als Ansprech-
partner für Besucherinnen und Besucher – ihr 
Fachwissen, ihre Erfahrung und ihre Ortskenntnis 
leisten einen unverzichtbaren Beitrag für den Natur-
schutz vor Ort. 

 In seinem Grußwort betonte Justus Schmitt, dass 
der heutige Zustand des Himmelmoors keineswegs 
selbstverständlich sei. Vielmehr sei er das Ergeb-
nis einer gemeinsamen Anstrengung vieler Haupt- 
und Ehrenamtler, die über Jahre hinweg Verantwor-
tung übernommen hätten. Naturschutz gelinge 
nicht allein durch Gesetze oder Verordnungen. 
Entscheidend seien die Menschen, die sich tag-
täglich für den Erhalt der Natur einsetzen und ihr 
Wissen in den Dienst der Allgemeinheit stellen. 

Gerade im Kreis Pinneberg werde die Bedeutung 
intakter Naturräume immer größer. Als einer der 
am dichtesten besiedelten Kreise Schleswig-Hol-
steins müsse der Ausgleich zwischen Wohnen, 
Wirtschaft, Verkehr, Erholung und Naturschutz 
auf begrenztem Raum gelingen. Hochmoore wie 
das Himmelmoor seien deshalb weit mehr als schüt-
zenswerte Landschaften. Sie speichern Wasser 
und Kohlenstoff, fördern die biologische Vielfalt 
und tragen wesentlich zur Lebensqualität der 
Menschen im Kreis bei. 

Ebenso wichtig sei das enge Zusammenwirken 
aller Beteiligten. Das Himmelmoor zeige beispiel-
haft, dass erfolgreicher Naturschutz nur gelingen 
könne, wenn Ehrenamt, Naturschutzverbände, 
Kommunen, Kreis und Land gemeinsam Ver-
antwortung übernehmen. Dieses partnerschaft-
liche Miteinander sei auch die Grundlage für das 
Naturschutzkonzept 2030 des Kreises Pinneberg, 
mit dem unter anderem die Renaturierung von 
Mooren, die Stärkung des Biotopverbundes und 
der Schutz wertvoller Landschaftsbestandteile 
weiter vorangebracht werden sollen. 

Klar ist: Wer Natur dauerhaft schützen will, muss 
nicht nur in Projekte investieren, sondern vor al-
lem diejenigen unterstützen, die sich ehrenamt-
lich für Schutzgebiete engagieren. Ihnen gilt der un-
eingeschränkte Dank der CDU-Kreistagsfraktion. 

Patricia Burek zu Menschen mit Behinderung  Neuer Hauptvorsitzender des BDN  
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Im Juni feierten mit 
 

   
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kai Sibbert 
Jörn Kruse 

Dr. Tobias Löffler 
Martina Kaddatz 

 

vier Mitglieder der CDU-
Kreistagsfraktion ihren Geburtstag. 

 
 

Wir wünschen ihen Glück, Erfolg, 

Zufriedenheit und gute Gesundheit. 
 

Darüber hinaus hatten auch die ehemaligen 
CDU-Kreistagsabgeordneten 

 

Marco Broecker 
Dr. Rainer Sempell 

Michael Kissig 
 

sowie die frühere Fraktionsgeschäftsführerin  
 

Susanne Schmidt 
  

ihren Ehrentag. 

 

   Auch ihnen gratulieren wir sehr herzlich! 
 

 

 

 

 
 

Die CDU-Landtagskandidaten Martin 
Balasus, MdL, Jennifer Drews, Dr. Tobias 
Löffler und Birte Glißmann, MdL beim 
Grillen mit Mitgliedern der Jungen Union. 
Dabei wurde nicht nur gegessen und 
getrunken, sondern auch über aktuelle 
landes- und kreispolitische Themen 
diskutiert. Der Parteinachwuchs freut sich 
bereits auf den Wahlkampf im nächsten 
Jahr. 

 

 

 

 

Christina Stietz 

 
 

Seit Juni 2026 gehört Christina Stietz der 
CDU-Kreistagsfraktion an. Die 35jährige 
Teamleiterin eines Marketingteams für ein 
großes Softwareunternehmen mit 450 Mit-
arbeitern wurde in Hamburg geboren. Die 
Grundschule besuchte sie in Tornesch, und 
das Abitur machte sie im Elsa-Brandström-
Gymnasium in Elmshorn. Nach einer Work & 
Travel-Phase in Neuseeland machte sie ihren 
Bachelor an der FH Wedel. Dann stieg sie ins 
praktische Berufsleben ein, und nebenbei 
absolvierte sie das Masterstudium an der 
FOM in Hamburg. 

2022 trat sie in die CDU in Tornesch ein. 
Schon ein halbes Jahr später begann sie ihre 
kommunalpolitische Karriere als bürgerliches 
Mitglied im Bau- und Planungsausschuss. Bei 
der Kommunalwahl 2023 kandidierte sie 
erstmals und wurde sofort zur Ratsfrau 
gewählt und mit dem Amt der Finanzaus-
schussvorsitzenden betraut. Außerdem ist 
sie noch stellvertretende Kreisvorsitzende 
der Jungen Union. 

Nachdem ihr Fraktionskollege Justus Schmitt 
in Kiel die Leitung des Ministerbüros der 
Innenministerin Magdalena Finke und gleich-
zeitig den Posten des 1. Stellvertretenden 
Landrats im Kreis Pinneberg übernahm, be-
erbte Christina Stietz ihn auf der Spitzen-
position als Hauptausschussvorsitzende in 
Tornesch. Ihr Steckenpferd ist dort die 
Digitalisierung der Stadtverwaltung.  

Diesen „kometenhaften Aufstieg“ rundete 
sie jetzt zunächst einmal ab mit der Wahl in 
die CDU-Kreistagsfraktion, wo sie als stell-
vertretendes Mitglied im Finanzausschuss 
fungiert. 

Christina verbringt viel Zeit mit ihrer Familie, 
reist und schwimmt gern, und jeden Morgen 
vor der Arbeit geht sie eine Runde spazieren, 
um den Kopf frei zu bekommen. 

Für ihr Hobby, die Malerei hat sie nicht im-
mer die Zeit, die sie sich wünschen würde. 
Insbesondere bei ihren Reisen malt sie lie-
bend gern Motive ihrer Urlaubsziele. Obwohl 
sie von Zeit zu Zeit auch mal mit abstrakten 
Werken und Collagen experimentiert, landet 
sie immer wieder bei der Landschafts-
malerei. 

Bei der Fußball-Weltmeisterschaft hält sie 
„als Patriotin“ zwar Deutschland die Dau-
men, ihr heißer Tipp aber ist Argentinien. 

 

 

Kurz vorgestellt:  Wir 
gratulieren 

 
 

TERMINE 
 

Mai 2026 

 
 

Mittwoch, 01.07.2026, 16.30 Uhr: 
Sitzung des Hauptausschusses,  
Elmshorn, Kreistagssaal  
 
 

Mittwoch, 01.07.2026, 19.00 Uhr: 
Sitzung der CDU-Fraktion,  
Elmshorn, Raum Langes Tannen 
 
 

Vom 04.07. bis 16.08.2026 sind  

Sommerferien 
Besuchen Sie doch gern einmal die Sehens-
würdigkeiten im Kreis Pinneberg. Der NewsLetter 
wünscht viel Vergnügen dabei und gute Erholung! 
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